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Die Büchse der Pandora geöffnet

Beamte auf dem Weg vom „Sparschwein“ bis hin
zur „Notschlachtung“

Das allgemeine Wehklagen über die
schlechte Finanzlage in Bund, Ländern
und Gemeinden gehört mittlerweile zum
eingeübten Repertoire unserer Politiker,
ganz gleich wo sie angesiedelt sind.

Und in der Tat, nach kürzlich veröffent-
lichten Erhebungen des Statistischen
Bundesamtes in Wiesbaden steht die
deutsche Volkswirtschaft am Rande einer
Rezession. Zur Abwendung der Staats-
pleite(n) − wie etwa in Berlin − debattieren
die gut dotierten Damen und Herren auf
den „politischen Stühlen“ bereits seit ge-
raumer Zeit über verschiedenste Maßnah-
men. Als Hauptverursacher der mancher-
orts zweifellos beklagenswerten fiskali-
schen Schieflage haben die Politprofis die
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes
ausgemacht. Sie, die Beamten, Angestell-
ten und Arbeiter sind angeblich zu teuer
und arbeiten zu wenig effizient. Und es
sind auch die Kosten für „die Versorgung
der pensionierten Beamten, die die Politik
vor eine enorme Herausforderung stellt“,
wie kürzlich NRW’s Ministerpräsident

Peer Steinbrück
im Düsseldorfer
Landtag erklärte. 
Kein selbstkriti-
sches Wort über die
Verantwortlichkeit
derer, die die Geset-
ze und Rechtsver-
ordnungen erlas-
sen. Kaum jemand
− mit Ausnahme
der Betroffenen
selbst − interessiert
sich für die seit Jah-
ren dauernde Na-
delstichtaktik der
ständigen direkten und indirekten Ab-
schmelzung der Nettoeinkommen der Be-
amten. Vielmehr werden selbsternannte
Fachleute nicht müde, ihrem Publikum
trotz der fortwährenden Beschneidung
der Beihilfen im Krankheitsfall und der
ständigen gravierenden Einschnitte in die
Besoldung und Versorgung, diese als Seg-
nung der Beamten mit Privilegien „zu ver-
kaufen“. Auch kein Wort über den ständig

fortschreitenden Stellenabbau,
einhergehend mit entsprechender
Arbeitsverdichtung bei den Übrig-
bleibenden. Der Fairness halber
sei angemerkt, dass der abge-
wählte Ministerpräsident von Nie-
dersachsen, Sigmar Gabriel,
kürzlich eingeräumt hat, dass der
öffentliche Dienst nun wirklich
seinen Beitrag zur Sicherung der
Haushalte leiste.

Wilhelm Bokermann analy-
siert die auf Bundes- und Län-
derebene entwickelten an-
geblichen Reformbemühun-
gen Weiter so? Warum nicht − die

Staatsdiener sind doch zu Ar-
beitsfleiß und Loyalität ihrem Dienstherrn
gegenüber verpflichtet. Und wieder wird
die Büchse der Pandora geöffnet. Ans Licht
drängen die im Rahmen der Berlin-Initia-
tive zur Sanierung der öffentlichen Haus-
halte erfundenen „Öffnungsklauseln“.
Dabei geht es vorrangig um die Kürzung
der Sonderzuwendung und die des Ur-
laubsgeldes. Nach langem Hin- und Her-
gezerre − und trotz anders lautender Emp-

„Öffnungs-
klauseln“
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fehlungen seiner Ausschüsse − hat der
Bundesrat am 14. 03. 2003 folgenden Ge-
setzentwurf beim Deutschen Bundestag
eingebracht:
„Durch Landesgesetz kann bestimmt wer-
den, dass von dem bundesgesetzlich fest-
gelegten Bemessungsfaktor der Sonderzu-
wendung abgewichen wird. Bei Abwei-
chung nach oben darf eine Obergrenzte von
100 v.H. des Grundbetrages der Sonderzu-
wendung nicht überschritten werden. Au-
ßerdem kann im Landesgesetz eine andere
Zahlungsweise bestimmt und festgelegt
werden, dass die Sonderzuwendung ruh-
gehaltfähig ist und/oder an den regelmäßi-
gen Anpassungen (nach § 14 BBesG) teil-
nimmt“.
Beim Urlaubsgeld ist der landesrechtliche
Gestaltungsspielraum nur auf die Höhe
der Leistung beschränkt.
„Durch Landesgesetz kann von der Höhe
des Urlaubsgeldes (zur Zeit 255,65 EUR /
332,34 EUR) nur nach unten abgewichen
werden“.
Die Bundesregierung steht dem Gesetz-
entwurf des Bundesrates positiv gegen-
über und will auch den Bund in das Rege-
lungswerk einbringen. So heißt es in dem
Gesetzentwurf des Bundesministers des
Innern u.a.:
„Die eigenverantwortlichen Gestaltungs-
spielräume für jährliche Sonderzahlungen
müssen gleichermaßen auch dem Bund für
seine eigenen Beschäftigten ermöglicht
werden“.
In Gesprächen mit dem Bundesminister
des Innern, Otto Schily, hat die DBB-
Spitze u.a. nachdrücklich herausgestellt,
dass die geplante Öffnung der Besoldung
zu massiven und sozial unausgewogenen

Eingriffen in das Jahres- und Lebenszeit-
einkommen der Beamten führt. So gehöre
die Sonderzuwendung seit Mitte der 60er
Jahre und das Urlaubsgeld seit Mitte der
70er Jahre zum Jahres- und Lebenszeit-
einkommen der Beamten. Mehr als frag-
lich bleibt nach Auffassung des DBB im
übrigen, ob mit den Einsparungen der
letzten Jahre und den sog. „Reformmaß-
nahmen“ insgesamt überhaupt noch eine
Besoldung gewährleistet ist, die durch die
Summe der einzelnen Besoldungs- und
Versorgungsanteile eine angemessene Ali-
mentation im Sinne der Rechtssprechung
des Bundesverfassungsgerichts sicher-
stellt.
Laut „Die Welt“ vom 24. April 2003 vermag
der Bundesminister des Innern indes kei-
ne verfassungsrechtlichen Bedenken ob
seiner Planungen zu erkennen. So gehör-
ten die jährlichen Sonderzuwendungen
und das Urlaubsgeld nicht zum Kernbe-
reich der Alimentation und seien daher
nicht vom Grundgesetz geschützt. Im üb-
rigen, so Schily, sei der Antrag Berlins mit
einer 10 % igen Bezügeabsenkung nicht
einbezogen worden. Jedoch schließt der
Bundesminister des Innern nach Real-
lohnzuwächsen der letzten Jahre reale
Einkommensverluste für die Zukunft
nicht aus. − Offenkundig hat der Bundes-
minister des Innern verkannt, dass sich
die Amtsangemessenheit der Alimentati-
on nicht nach den einzelnen Bezügebe-
standteilen beurteilen lässt, sondern viel-
mehr nach den Nettoeinkommen insge-
samt.
Am 20. Mai d.J. will das Bundeskabinett
voraussichtlich über die Vorlage des BMI
beraten.

Bereits am 9. April 2003 hatte der nord-
rhein-westfälische Ministerpräsident
Peer Steinbrück im Rahmen einer Regie-
rungserklärung im Landtag zu Düsseldorf
u.a. ausgeführt: 
“....Ein Schritt zu mehr Flexibilität bei der
Besoldung der Beamten verspricht die Ini-
tiative, die der Bundesrat übrigens am 14.
März verabschiedet hat. Danach sollen die
Länder künftig über Weihnachtsgeld und
Urlaubsgeld in größerer Selbständigkeit
entscheiden können. Ich füge aus gegebe-
nem Anlass hinzu: das wird in erster Linie
nicht Erhöhungen sondern Einschnitte in
diese Leistungen bedeuten. Das lege ich an
dieser Stelle offen, weil es keinen Sinn
macht, drum herum zu reden....“
Dass der SPD-Vormann damit eine Ent-
wicklung unterstützt, die die bundesweit
einheitliche Besoldung, die gleiche Bezah-
lung für gleiche Leistung garantiert, auf’s
Spiel setzt, mag ihn weniger interessieren.
Wo bleibt jedoch die von den politischen
Verantwortungsträgern immer wieder ge-
forderte Modernisierung und Weiterent-
wicklung der Besoldung? Einmal mehr er-
liegen sie dem Beschreiten eines „Holzwe-
ges“, der über kurz oder lang zum perso-
nellen Ausbluten der finanzschwachen
Bundesländer im Wettbewerb um qualifi-

zierte Mitarbeiter und zurück in die
Kleinstaaterei führen wird. Wirkliche
Sachargumente für die Öffnungsklau-
seln, die zur Zertrümmerung der bundes-
einheitlichen Besoldung führen werden,
haben die auf ihren „politischen Stühlen“
sitzenden Großverdiener jedenfalls nicht.
Im übrigen erscheint es im Hinblick auf
Art. 74 a, 75 und 72 GG verfassungsrecht-
lich nicht unbedenklich, wenn die Haus-
haltsmisere einzelner Länder als Rechtfer-
tigungsgrund für Öffnungsklauseln die-
nen soll.

Und wie verhält sich NRW?

Am 10. April 2003 lauteten die Überschrif-
ten vieler der in Nordrhein-Westfalen er-
scheinenden Tageszeitungen: 
● „Landtag streitet um 

Beamtenstatus“ (Westfalen-Blatt)
● „NRW steckt in der ’Pensionsfalle’“ 

(Aachener Zeitung)
● „Steinbrück will Beamte 

abschaffen“ (Bild)
● „Steinbrück sieht große Vorteile −

Pläne zur Abschaffung des Berufsbeam-

Die „Bull-
Kommission“

tentums von CDU kritisiert“ 
(Kölner Rundschau)

● „Steinbrück will öffentlichen Dienst 
zügig reformieren“ (WAZ)

● „Steinbrück: NRW-Beamte 
bekommen weniger Geld“ 
(Westfälische Rundschau)

Ursächlich für diese „ermunternde“ Über-
schriftensammlung war eine am Vortag
von Peer Steinbrück abgegebene Regie-
rungserklärung zum Thema „Zukunft des
öffentlichen Dienstes − öffentlicher Dienst
der Zukunft“, in der der Regierungschef
den Bericht der „Bull-Kommission“ den
NRW-Parlamentariern als „eine umfas-
sende Wegweisung“ vorgestellt hatte. „Die
Landesregierung ist überzeugt davon,
dass die Richtung dieser Studie stimmt.
Die Analyse der bestehenden Defizite ist
insgesamt zutreffend, und die Lösungswe-
ge, die aufgezeigt werden, lassen grundle-
gende Verbesserungen erwarten“, stellte
der Ministerpräsident fest.

Um was geht es?
Eine unter Vorsitz von Prof. Dr. Hans-Pe-
ter Bull − ehemals Innenminister des Lan-
des Schleswig-Holstein − im Frühjahr
2001 auf Beschluss der Landesregierung
NRW gebildete Kommission hatte Anfang
2003 ihren Abschlussbericht „Zukunft
des öffentlichen Dienstes − öffentlicher
Dienst der Zukunft“ vorgelegt.
Die Kommission hatte den Auftrag, die
künftigen Anforderungen für den öffentli-
chen Dienst zu untersuchen, einherge-
hend mit der Entwicklung von Lösungs-
bzw. Veränderungsvorschlägen. Den ihr
erteilten Auftrag hat die Kommission weit
ausgelegt und dabei die Reform des öffent-
lichen Dienstrechts in größerem Zusam-
menhang einer umfassenden Modernisie-
rung von Staat und Verwaltung gestellt.
Sie gelangt zu dem Ergebnis, dass die öf-
fentliche Verwaltung den aktuellen He-
rausforderungen nicht gerecht wird und er-
kennt als eine wesentliche Ursache dafür
die „hergebrachten Grundsätze des Be-
rufsbeamtentums“.
Aber auch das geltende Arbeits- und Ta-
rifrecht wird als unflexibel und nicht leis-
tungsorientiert beschrieben. Wörtlich
heißt es u.a.: 
„...Dabei ist das Arbeitsrecht des öffentli-
chen Dienstes im Laufe der Entwicklung in-
flexibler geworden als das Beamtenrecht
und das Arbeitsrecht der Privatwirtschaft.“
Die „Bull-Kommission“ schlägt ein ein-
heitliches Dienstrecht unter Einfüh-
rung eines neuen einheitlichen Entgelt-
systems im Rahmen eines sog. „Gesetz-
Tarif-Modells“ vor. Wesentliche Merkmale
des einheitlichen Dienstrechts sollen sein:
● Einheitlicher Beschäftigungsstatus auf

privatrechtlicher Grundlage
● Leistungsorientierte Bezahlung
● Zulässigkeit von Arbeitskämpfen
● Gültigkeit des allgemeinen Kündi-

gungsschutzes
Für die als „Kernaufgabe“ definierten Be-
reiche von Polizei, Justiz, Streifkräften
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und Finanzverwaltung soll es auch künf-
tig im wesentlichen eigene öffentlich Be-
schäftigte geben. Wegen der Wahrneh-
mung besonderer Pflichten und besonde-
rer Loyalität dieses Personenkreises ak-
zeptiert die „Bull-Kommission“ hier u.a.
einen verstärkten Kündigungsschutz.
Die Behauptung der Kommission, die her-
gebrachten Grundsätze des Berufsbeam-
tentums und das noch inflexiblere Ar-
beitsrecht des öffentlichen Dienstes seien
verantwortlich dafür, dass die öffentliche
Verwaltung nicht funktioniere, muss als
böswillige Unterstellung mit allem Nach-
druck zurückgewiesen werden. 
Aber auch die „neue“ Aufgabenstellung
des Staates mit „Kernaufgaben“ und „Ge-
währleistungsaufgaben“ begegnet erheb-
lichen verfassungsrechtlichen Bedenken.
So sind Eingriffsverwaltung und sozial-
staatliche Verwaltung als Grundlage un-
seres Staates mit Verfassungsrang ausge-
wiesen, deren Gewährleistung durch das
Berufsbeamtentum garantiert wird. 
Unabhängig davon bleibt dieser Modell-
entwurf den Beweis dafür schuldig, wel-
che Verbesserungen gegenüber dem gel-
tenden Beamtenrecht bewirkt werden sol-
len. 
Abgesehen davon wird die Einbeziehung
der Beamten in die gesetzliche Rentenver-
sicherung − und in ein zusätzliches kapi-
talgedecktes System − zwangsläufig zu ei-
ner spürbaren Mehrbelastung des Lan-

deshaushalts führen. Ob NRWs Finanz-
minister Jochen Dieckmann das wohl
bedacht hat?
Außerdem fordert die „Bull-Kommissi-
on“ die Aufhebung der Personalvertre-
tungsgesetze. Um das dadurch entste-
hende Vakuum ausfüllen zu können, wird
die nordrhein-westfälische Landesregie-
rung aufgefordert, im Rahmen einer Bun-
desratsinitiative ein „Gesetz zur Anglei-
chung des Mitbestimmungsrechts des öf-
fentlichen Dienstes an das der Privatwirt-
schaft“ einzubringen, um so die „Überfül-
lung der Mitbestimmung“ im öffentlichen
Dienst auszuhebeln. − Eine mehr als deut-
liche Sprache, die wohl kaum einer Kom-
mentierung bedarf.
Dies sind nur die „Spitzen“ des von der
„Bull-Kommission“ losgetretenen Eis-
berges. Es mag weniger interessierte Zeit-
genossen zwar beruhigen, wenn Minister-
präsident Peer Steinbrück in seiner Re-
gierungserklärung den Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes „hervorragende Ar-
beit“ bescheinigt und die Kritik der Kom-
mission „als nicht gegen die Beschäftigten
des öffentlichen Dienstes gerichtet“ sieht.
Es hört sich auch gut an, wenn der Regie-
rungschef erkärt: „...Die Berufsverbände
der Beschäftigten sollen nach den Vor-
schlägen der Kommission künftig ein er-
hebliches Mehr an Verantwortung tra-
gen...“ Dass indes den Berufsverbänden
gleichzeitig das Instrumentarium des Per-

sonalvertretungsrechts − und damit der
Zugang als wesentliche Voraussetzung für
ein wirksames Eintreten für die Belange
der Beschäftigten − aus der Hand geschla-
gen werden soll, stimmt bedenklich. Ist
der ein Schelm, dem Böses dabei
schwant?
Nicht minder auffallend lautet die Fest-
stellung des Ministerpräsidenten: „...Im
öffentlichen Dienst brauchen wir in Zu-
kunft auch deutliche Leistungsanreize“,
um dann einzugestehen, „...das unser Ver-
such in den Jahren 1999 und 2000, als ein
mögliches Element eines größeren Leis-
tungsanreizes Leistungsprämien zu ge-
währen, an Haushaltszwängen geschei-
tert ist.“ Dabei hat der Regierungschef ein-
fach „vergessen“ hinzuzufügen, dass die
Beträge für Leistungsprämien und Leis-
tungszulagen den Beamten zuvor bereits
von der Besoldung abgezogen und im Mo-
loch Haushalt „verfrühstückt“ worden
sind. Da lassen auch noch so schöne Ab-
sichten und Dankesworte des „Landesva-
ters“ berechtigte Zweifel an deren Aufrich-
tigkeit aufkommen − oder?
Es sollte niemanden verwundern, wenn
die Beschäftigten des öffentlichen
Dienstes, insbesondere aber die Beam-
ten, im Hinblick auf diese Art von Für-
sorgepflichterfüllung des Landes ihre
Einstellung zu ihrer beruflichen Ver-
pflichtung einer kritischen Prüfung un-
terziehen.

BSBD-Seminar in Paderborn fand Anklang:

Strafvollzugsbedienstete zunehmend verunsichert
Dass den Strafvollzugsbediensteten die Entwicklung des Vollzuges und ihrer Arbeitsbedingungen nicht gleichgültig sind, konnte Werner

Everszumrode, Vorsitzender des Ortsverbandes Bielefeld-Oberems, anlässlich des von ihm initiierten und veranstalteten Seminars erfahren.
Die verfügbaren Plätze waren völlig überbucht. Der Vorsitzende hatte sich zum Ziel gesetzt, den BSBD-Aktivisten einerseits die neuen Steue-
rungsmodelle am Beispiel der Polizei vorzustellen und andererseits zu Medienberichten der jüngsten Vergangenheit Stellung zu nehmen. Als
profunde Sachkenner und Fachleute konnten Hans-Joachim Roth, Leiter der JVA Bielefeld-Senne, Rainer Wendt, Vorsitzender der Deutschen Po-
lizeigewerkschaft NRW, sowie Klaus Jäkel, BSBD-Landesvorsitzender, gewonnen werden. 

Rainer Wendt, NRW-Vorsitzender der Deutschen Polizeigewerkschaft,
Werner Everszumrode, OV-Vorsitzender Bielefeld-Oberems, und Klaus
Jäkel, BSBD-Landesvorsitzender NRW, informierten über personal- und
vollzugspolitische Entwicklungen in NRW.

Im Mittelpunkt der Diskussio-
nen mit Hans-Joachim Roth
stand die zunehmende Kritik,
der sich die JVA Bielefeld-Sen-
ne seit Monaten ausgesetzt
sieht. Seitens der Beschäftig-
ten wurde die Sorge geäußert,
dass die Beschädigung des An-
sehens dieser an sich von der
Bevölkerung akzeptierten
Vollzugseinrichtung nicht oh-
ne mittel- und langfristige
Auswirkungen bleiben könne. 
Durch die fortlaufenden Me-
dienberichte über mangelnde
Sicherheitsmaßnahmen in
den Außenstellen der JVA Bie-
lefeld-Senne und durch die
ständigen Planungsänderun-
gen hinsichtlich der Fenster-
vergitterungen steige der Un-
mut in der Bevölkerung. Bür-
gervereinigungen hätten sich
bereits gegründet, der Stadtrat
Bielefeld fordere die Behörden-
leitung über die Medien zur

Stellungnahme auf und die
bisherige Akzeptanz der Voll-
zugseinrichtung in der Bevöl-
kerung beginne langsam zu
bröckeln. In dieser Situation,
so die überwiegende Meinung
der Seminarteilnehmer, müs-
se entschlossen gegengesteu-
ert werden, um das Ansehen
der JVA Bielefeld-Senne nach-
haltig zu verbessern. 
Lasse man die Diskussion ein-
fach laufen, bestehe die Ge-
fahr, dass sie von interessier-
ter Seite geschürt und gelenkt
werde, was nicht im Interesse
des Vollzuges liegen könne.
Vermehrt würden jetzt Fragen
gestellt, welche Klientel über-
haupt in der Anstalt unterge-
bracht sei. Es werde nach der
Schwere der begangenen
Straftaten, der Länge der
Strafzeiten und der Häufigkeit
von Entweichungen und Ur-
laubsmissbräuchen gefragt.
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Während einer Tagungspause stellen sich die Seminarteilnehmer dem Fotografen.

Gleichzeitig würden die Kolle-
ginnen und Kollegen mit dem
Stilmittel der Karikatur unwi-
dersprochen der Lächerlich-
keit preisgegeben. In bundes-
weit verbreiteten Zeitungsbe-
richten erfahre die JVA Biele-
feld-Senne fortwährend Kritik
und entwickele einen zuneh-
menden Unterhaltungswert.
Hans-Joachim Roth äußerte
Verständnis für die Verunsi-
cherung der Bediensteten. Er
ließ keinen Zweifel daran, dass
sich die Anstaltleitung der Öf-
fentlichkeitsarbeitsarbeit mit
ganzer Kraft widmen werde.
Sein Ziel sei es, die Gemüter

wieder zu beruhigen und ver-
trauensbildend zu wirken.
Dieses Ziel gedenke er durch
möglichst transparentes Han-
deln in allen die Öffentlichkeit
interessierenden Bereichen zu
verwirklichen.
Zwischenzeitlich sieht sich
NRW-Justizminister Wolfgang
Gerhards im Rechtsaus-
schuss drängenden Fragen
der Fraktionen nach der Si-
cherheit der JVA Bielefeld-
Senne ausgesetzt, obwohl aus
diesem Gremium die Entfer-
nung der in einigen Außenstel-
len vorhandenen Fenstergitter
gefordert worden war. 

Kritik ist der Ausgangspunkt 
jeder Veränderung
Darüber hinaus interessierten
sich die Seminarteilnehmer
für die künftige konzeptionelle
Vollzugsgestaltung in der JVA
Bielefeld-Senne. Die perma-
nente Ausweitung der Bele-
gungsfähigkeit der einzelnen
Außenstellen, so die Kollegin-
nen und Kollegen, könne nicht
länger ohne Auswirkungen auf
die Personalausstattung blei-
ben. Bereits im Vorfeld ent-
sprechender Baumaßnahmen
müssten Überlegungen zum
Personalbedarf angestellt wer-
den, nicht erst nach dem Ab-
schluss der Bauarbeiten.
Auch die Verfügbarkeit von Ar-

beitsplätzen für Gefangene
gelte es frühzeitig zu überprü-
fen. Die derzeit 200 beschäfti-
gungslosen Gefangenen stell-
ten die Einrichtung bereits
jetzt vor erhebliche Probleme.
Diese Zahl dürfe sich keines-
falls weiter erhöhen, da die
Personalausstattung der Au-
ßenstellen auf dem Zustand
der Vollbeschäftigung der Ge-
fangenen basiere. Hielten sich
tagsüber vermehrt Gefangene
in den Außenstellen auf, müs-
se dies Konsequenzen für die
Personalzumessung haben.
Auch die Beschäftigten der
Verwaltung gehen ihrer eige-

nen Einschätzung nach einer
ungewissen Zukunft entge-
gen. Das Durchschnittsalter
im mittleren Verwaltungs-
dienst liegt derzeit bei 54 Jah-
ren. Der Personalbestand ist
zwischenzeitlich derart abge-
schmolzen worden, dass bei ei-
nem unvorhergesehenen Aus-
fall Umsetzungen über die je-
weiligen Sachgebiete hinaus
vorgenommen werden müs-
sen, was bei den Beschäftigten

verständlicherweise nicht zur
Verbesserung von Motivation
und Arbeitszufriedenheit bei-
trägt. 
Für Hans-Joachim Roth sieht
sich die JVA Bielefeld-Senne in
den kommenden Jahren mit
besonderen Herausforderun-
gen konfrontiert. Er sicherte
zu, dass er die Weiterentwick-
lung des Vollzuges unter weit-
reichender Beteiligung der Be-
schäftigten anstreben werde.

Polizei sieht neue Steuerungs-
modelle überwiegend negativ
Rainer Wendt, Vorsitzender
der Deutschen Polizeigewerk-
schaft NRW, stellte den Semi-
narteilnehmern die Erfahrun-
gen mit der Einführung der
neuen Steuerungsmodelle
und mit der Umsetzung der
Personalentwicklungskonzep-
te im Bereich der Polizei vor.
Nach Wendts Auffassung sind
die Neuerungen nicht grund-
sätzlich zu kritisieren, aller-
dings führten sie zu erhebli-
chen Personalbindungen. Dies
gelte besonders für Mitarbei-
tergespräche und den Ab-
schluss von Zielvereinbarun-
gen. Wendt erklärte, die Er-
gebnisse einer zwischenzeit-
lich durchgeführten Befra-
gung von Polizeibeamten zu
Sinn und Zweck der Einfüh-
rung der neuen Steuerungs-

modelle hätten den Nachweis
erbracht, dass die Kritik über-
wiege. Den Polizeibeamten sei
der personelle Aufwand für die
neue Konzeption einfach zu
groß. Statt auf der Straße prä-
sent zu sein, säßen die Kolle-
ginnen und Kollegen vielfach
in Konferenzen und Bespre-
chungen herum. Nach Wendts
Auffassung seien die Befür-
worter der Verwaltungsmoder-
nisierung überwiegend in den
Kreisen jener Polizeibeamten
anzutreffen, die mit der Um-
setzung der neuen Konzeption
betraut seien.

Eckpunkte 
des Reform-
prozesses
BSBD-Landesvorsitzender
Klaus Jäkel informierte die Ta-
gungsteilnehmer über die ak-
tuellen gewerkschaftlichen
Entwicklungen. Keinen Zwei-
fel ließ er daran, dass der
BSBD die Modernisierung der
Verwaltung für erforderlich
und unumkehrbar ansieht.
„Wir brauchen Bürokratieab-
bau, eine effiziente Verwaltung
und einen qualifizierten, leis-
tungsfähigen öffentlichen
Dienst“, stellte Jäkel klar.
Nach vielen Jahren des kon-
zeptionellen Stillstandes be-
stehe Reformbedarf. „Eine
Umgestaltung der Verwal-
tungsabläufe“, forderte Jäkel,
„ist nur mit den Beschäftigten
nicht gegen sie möglich, über-
eilte Schritte sind zu vermei-
den, weil sich Überforderun-
gen als kontraproduktiv für
den Reformprozess erweisen
werden.“ Von den politisch
Verantwortlichen forderte Jä-
kel ein kalkulierbar-verlässli-
ches Verhalten. Hieran habe es
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in der Vergangenheit gefehlt.
So seien leistungsbezogene
Bezahlungselemente einge-
führt worden, die den Kollegin-
nen und Kollegen allerdings
unter Hinweis auf die misera-
ble Finanzlage des Landes
überwiegend vorenthalten
worden seien. 
Auf diese Weise, stellte der Ge-
werkschafter klar, könne kein
gegenseitiges Vertrauen wach-
sen.
Der gesamte öffentliche Dienst
steht nach Meinung des

BSBD-Chefs gegenwärtig auf
dem Prüfstand. Ursächlich
hierfür seien die maroden
Haushalte der Gebietkörper-
schaften. Diese Situation ver-
schärfe sich zusätzlich durch
den kurzatmigen Zugriff der
Haushaltssanierer, die den
Vollzug in diesem Jahr eine
pauschale Ausgabenkürzung
von 12.3 Mio. Euro zumuten.
Dies kann nach Ansicht Jä-
kels nicht ohne spürbare Fol-
gen und Auswirkungen auf
den Vollzug bleiben.

Missglückte Informationspolitik

GlosseGlosse

Na, wie isset? Immer
noch keine Jehalts-
erhöhung? Ich auch

nich. Ob dat wohl noch mal
wat wird? Letztens sprach
mich de Leo vom Personalrat
an: „Welches ständige Zeit-
guthaben wird von dir im
Rahmen eines zeitsouverä-
nen Stundenkontos ange-
strebt?“ Ich kuck den an, als
wär de von Starwors Episo-
de II direkt in die JotVauA

Tach 
auch
Justus 
V. Anonymus

jebiehmt
worden.
„Hä? Will-
se misch
veräp-
peln?
Kannse
nich mehr
Deutsch re-
den?“ − „Doch, doch“, sät de
Leo, „aber der Personalrat
muss das für unsern Präsi
feststellen. Es geht um die
Erhebung der Mehrarbeits-
stunden im allgemeinen Voll-
zugsdienst.“ − Ja, aber wat
meinse denn mit dem Satz?“
− „So genau habe ich das
auch nicht kapiert. Ich neh-
me an, der Präsi will wissen,
wie viele Überstunden im

Schnitt in unserer JVA noch
von den Bediensteten als
akzeptabel angesehen
werden. Außerdem fragt er
nämlich noch, bis zu wel-
cher Höhe die Ansammlung
von Mehrarbeitsstunden
sowohl von den Bediens-
teten als auch von der Per-
sonalvertretung noch tole-
riert wird.“ − „Hm,“ sach
isch, „da steckt doch watt
dahinter...“. 
Ja, un jetz bin ich die janze
Zeit am simulieren, wat da
wohl hinterstecken könn-
te. Irjendwie is dat Trick
siebzehn mit Selbsüber-
listung. Wennse sachs, du
tolerierst wenig Überstun-
den, dann brauchen se dir
auch keine mehr auszu-

zahlen. Wennse sachs, dat
du viel Überstunden tole-
rierst, dann krisse ordent-
lich Überstunden aufje-
brummt. Na ja, am End
müssen wir ja sowieso wie-
der unsern Kopf hinhalten.
Oje, schon widder so spät?
Jetz aber schnell. Tschö
bis später.

Euer Justus V. Anonymus

Was ist ein 
zeitsouveränes 
Stundenkonto?

Massiv kritisierte Jäkel die Öf-
fentlichkeitsarbeit des DBB im
Zusammenhang mit der Dis-
kussion um das Weihnachts-
und das Urlaubsgeld. Hier sei
den Mandatsträgern und Mit-
gliedern eine gute Absicht

überaus dilettantisch vermit-
telt worden. Die Einrechung
des Weihnachtsgeldes in die
Grundgehaltstabelle wäre ein
Schritt in die richtige Richtung
gewesen. Dies werde allein
durch die Tatsache belegt,

dass die meisten Landtage
Entsprechendes für die Abge-
ordnetendiäten beschlossen
hätten. Die „Erläuterung die-
ser Absicht jedoch über die
Frankfurter Allgemeine Zeitung
vorzunehmen, war eine grobe
Fehleinschätzung und hat un-
sere Mandatsträger ohne Not
in Erklärungsschwierigkeiten
gebracht“, beanstandete der
Gewerkschafter die Öffentlich-
keitsarbeit des DBB.
„Wenn die gewerkschaftliche
Konkurrenz von ver.di aller-
dings glaubt, dass Vorgehen
des DBB kritisieren zu müs-
sen, dann ist dies an Verlogen-
heit nicht mehr zu überbie-
ten“. 
So habe der Regierende Bür-
germeister von Berlin, Klaus
Wowereit, bereits zum Aus-
druck gebracht, dass ver.di
wohl kaum glaubhaft für die
Sicherung von Weihnachts-
und Urlaubsgeld im öffentli-
chen Dienst eintreten könne.
Schließlich wolle ver.di seinen
eigenen Mitarbeitern sowohl
Weihnachtsgeld als auch Ur-
laubsgeld vorenthalten und
zudem die Wochenarbeitszeit

ohne Lohnausgleich kürzen,
erläuterte Jäkel. „Wie will
solch eine Gewerkschaft ernst-
haft und wirksam die Interes-
sen der Beschäftigten im öf-
fentlichen Dienst vertreten,
wenn sie im „eigenen Stall“ ri-
goros nach Gutsherrenart mit
ihren Beschäftigten verfährt.
Nicht an ihren Worten, an ih-
ren Taten könnte Ihr sie erken-
nen!“, rief Jäkel unter dem
stürmischen Applaus der Se-
minarteilnehmer aus.
Alle Teilnehmer der Veranstal-
tung waren sichtlich beein-
druckt von der Fülle interes-
santer Informationen. Bereits
unmittelbar nach der Veran-
staltung meldeten sich zahl-
reiche Beschäftigte, die sich
für die Wiederholung eines sol-
chen Seminars aussprachen.
Selbst bei der gewerkschaftli-
chen Konkurrenz Organisierte
haben Interesse an einer Teil-
nahme gezeigt. 
OV-Vorsitzender Werner
Eversumrode versicherte, alle
Bediensteten der JVA fortlau-
fend zu informieren und im
Herbst ein weiteres Seminar
anzubieten. 

Wer nichts verändern 
will, der wird auch das 
verlieren, was er bewahren
möchte.
Gustav Heinemann, 
dt. Bundespräsident, 
1899 − 1976

❋

Den ungerechtesten 
Frieden finde ich immer
noch besser als den ge-
rechtesten Krieg.
Marcus Tullius Cicero,
röm. Staatsmann und
Redner, 106 − 43 v.Chr.

❋

Geschickte Reden und ein
zurechtgemachtes Äußeres
sind selten ein Zeichen von
Mitmenschlichkeit.
Konfuzius, chin. Philo-
soph, 551 − 479 v. Chr.

❋

Der einzige Unterschied
zwischen dem Heiligen und
dem Sünder ist, dass der
Heilige eine Vergangenheit
hat und jeder Sünder eine
Zukunft.
Oscar Wilde, irisch-engl.
Schriftsteller, 1854 − 1900

Unter Intuition versteht
man die Fähigkeit gewisser
Leute, eine Lage in Sekun-
denschnelle falsch zu 
beurteilen.
Friedrich Dürrenmatt,
schweiz. Schriftsteller,
1921 − 1990

❋

Wende dich stets an frem-
de Götter. Sie hören dich
außer der Reihe an.
Stanislaw Jerzy Lec, 
pol. Aphoristiker und 
Diplomat, 1909 − 1966

❋

Kein Mensch ist 
unersetzbar.
Wilhelm von Humboldt, 
dt. Staatsmann und 
Philosoph, 1767 − 1835

Kleine
Weisheiten
Kleine
Weisheiten
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Wir danken unseren Wählern!

Klaus Jäkel: Die
Neuwahl der Stu-
fenvertretung hat
einen in dieser
Deutlichkeit nicht
für möglich ge-
haltenen Vertrau-
ensbeweis für die
Mandatsträger
des BSBD er-
bracht. Mit diesem
Pfund werden wir
wuchern müssen,
um die gewerk-
schaftlichen He-
rausforderungen
der Zukunft er-
folgreich zu be-
stehen.

Landesjustizvoll-
zugsamt Nord-
rhein-Westfalen:
Künftiges Domizil
für die neu ge-
wählte Stufenver-
tretung.

BSBD erzielt hervorragendes Ergebnis 
bei der Wahl der neuen Stufenvertretung

Die Wahl am 19. März 2003
hat wiederum den Beweis er-
bracht: Der BSBD ist und
bleibt die bestimmende ge-
werkschaftliche Kraft im Be-
reich des Strafvollzuges. 

Anlässlich des Urnengangs
zur Wahl der neuen Stufenver-
tretung beim Landesjustizvoll-
zugsamt Nordrhein-Westfalen
konnte der BSBD 12 der insge-
samt 15 zu vergebenden Man-
date erringen. Bei einer relativ
geringen Wahlbeteiligung
konnte der BSBD seine domi-
nierende Position behaupten.
Dieses eindeutige Votum der
Kolleginnen und Kollegen hat
unseren Kandidatinnen und
Kandidaten zu überwältigen-
den Mehrheiten verholfen. Das
Wahlergebnis empfinden die
Mandatsträger des BSBD als
Herausforderung und Ver-
pflichtung, für die Sicherung
und Durchsetzung der spezifi-
schen Berufsinteressen der
Strafvollzugsbediensteten un-
ter Einsatz aller ihrer Möglich-
keiten zu kämpfen.
Zu danken hat der Landesver-
band all jenen Kolleginnen
und Kollegen, die unsere Fach-
gewerkschaft vor Ort reprä-
sentieren und die die gewerk-
schaftliche Arbeit für den Ein-

zelnen unmittelbar erfahrbar
machen. Mit großem persönli-
chen Einsatz, Einfühlungsver-
mögen und Überzeugungs-
kraft haben sie die herausra-
genden gewerkschaftlichen
Erfolge des BSBD vorgestellt
und damit die Grundlage für
das hervorragende Wahlergeb-
nis gelegt. 
Zwischenzeitlich hat sich die
neue Stufenvertretung konsti-
tuiert. Zum Vorsitzenden ist
Klaus Jäkel (Bielefeld) ge-
wählt worden. Zu stellvertre-
tenden Vorsitzenden wurden
die Kollegen Erwin Rosengart
(Dortmund) und Theo
Wieczorek (Wuppertal) beru-
fen. 

len Vollzugseinrichtungen ist
sie deutlich unter die 20-Pro-
zent-Marke gerutscht.

Verteilungsspielräume 
deutlich enger

Entsprechend gut gelaunt
kommentierte BSBD-Chef Jä-
kel das Wahlergebnis: „Durch
das Votum der Kolleginnen
und Kollegen sehen wir uns in
unserer Arbeit bestätigt.
Es ist beruhigend, dass die
Wähler sachgerechte Interes-
senvertretung auch dann an-
erkennen, wenn die Vertei-
lungsspielräume deutlich en-
ger werden“.
Um die spezifischen Interes-
sen der Berufsgruppenmin-
derheit der Strafvollzugsbe-
diensteten wirksam vertreten
zu können, ist größtmögliche
Einigkeit zwingende Voraus-
setzung. 
In diesem Sinne ist das he-
rausragende Ergebnis des
BSBD bei dieser Nachwahl Er-
mutigung und Ansporn, die
berechtigten Anliegen des
Strafvollzuges und der Kolle-
ginnen und Kollegen gegen-
über den politischen Entschei-
dungsträgern sachgerecht
und mit dem gebotenen Nach-
druck zu vertreten und durch-
zusetzen. 
Hinsichtlich der Vertretung
der Interessen der öffentlich
Beschäftigten ist die Luft rau-
her geworden. Seitens der Poli-

tik wird auf vielfältige Weise
der Versuch unternommen,
durch ständiges Gerede von
den „Privilegien“ des öffentli-
chen Dienstes von eigenen
Fehlern abzulenken. Um die
sich abzeichnenden Eingriffe
in die Besitzstände des öffent-
lichen Dienstes erfolgreich ab-
wehren zu können, sind Einig-
keit und Solidarität mit dem
BSBD wichtiger denn je. Denn
auch für Strafvollzugsbe-
dienstete gilt: „Einigkeit
macht stark“ und „Gemein-
sam erreichen wir mehr!“

Vertrauensbeweis ist 
Verpflichtung den bisherigen
Weg sachkritischer 
Gewerkschaftsarbeit 
fortzusetzen

Allen unseren Wählerinnen
und Wählern danken wir für
das herausragende Wahler-
gebnis. Für den BSBD und sei-
ne Kandidatinnen und Kandi-
daten ist dieser Vertrauensbe-
weis Verpflichtung, den bishe-
rigen Weg einer ausschließlich
an den Interessen der Kollegin-
nen und Kollegen orientierten
sachkritischen Gewerk-
schaftsarbeit fortzusetzen.
Ziel des BSBD wird es darüber
hinaus sein, den Strafvoll-
zugsbediensteten eine aufga-
benangemessene Dotation zu
sichern und die Verbesserung
der ihnen zustehenden sozia-
len Anerkennung zu errei-
chen. 

Beamte
BSBD: 10
Ver.di: 2

Angestellte
BSBD: 1
Ver.di: 1

Arbeiter
BSBD: 1
Ver.di: 0

Die gewerkschaftliche Kon-
kurrenz von Ver.di hat die
Wahl eindeutig verloren. In vie-
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Kommunikation per 
Internet künftig gefährdet?

Kaum ist die IT-Technik flä-
chendeckend im Bereich des
Vollzuges eingeführt, da
zeichnen sich bereits ernste
Schwierigkeiten ab.

Amerikanische Forscher ha-
ben ermittelt, dass innerhalb
von nur drei Jahren jede zweite
E-Mail virusinfiziert sein wird.
Bekannte und neu entwickelte
Viren verbreiten sich in kurzer
Zeit epidemisch über den gan-
zen Erdball. Betroffen sind al-
lerdings nicht allein die Rech-
ner von Behörden, Institutio-
nen und Unternehmen; in ar-
ger Gefahr befinden sich viel-
mehr auch die Rechner der pri-
vaten Nutzer. Sind im profes-
sionellen Bereich die System-
fehler, die Microsoft mit seinen
Massenprodukten gleich mit-
liefert, weitgehend ausge-
merzt, so haben Viren und Ha-
cker die Chance, diese Fehler
zur Manipulation privater
Rechner zu missbrauchen.
Viele der im Umlauf befindli-

chen Viren verteilen sich mit-
unter selbsttätig. Sie installie-
ren sich jedoch nicht automa-
tisch auf einem System, son-
dern in der Regel erst dann,
wenn die E-Mail geöffnet wird.
Daher empfiehlt es sich, erst
zu prüfen, ob die E-Mail aus ei-
ner sicheren Quelle stammt
und erwartet wird. Ist dies
nicht der Fall, sollte von der
Öffnung der E-Mail Abstand
genommen werden.
Programmierfehler in den Pro-
grammen Outlook Express
und Outlook können dazu füh-
ren, dass ein Virus bereits
beim bloßen Anschauen einer
E-Mail aktiv werden kann. Da-
her ist es erforderlich, die von
Zeit zu Zeit von Microsoft he-
rausgegebenen Sicherheits-
updates dieser Programme zu
installieren. Sicherheitsupda-
tes zum Outlook Express fin-
den sich auf der Internet-Ex-
plorer-Update-Seite, Sicher-
heitsupdates zum Programm
Outlook auf der Office-Update-
Seite.
Einige Viren, beispielsweise
„Loveletter“, verbreiten sich
von einem befallenen Rechner
aus automatisch per E-Mail
weiter. Die MAPI-Schnittstelle
ermöglicht es einem Pro-
gramm oder Skript, automa-
tisch E-Mails zu generieren
und unbemerkt vom Benutzer
zu versenden. Andere Viren,
wie z.B. MTX, ersetzen Biblio-
theken (bspw. Wsock32.dll),
um auf jede empfangene E-

Mail automatisch eine Antwort
zu schicken. Angreifer können
auch die Makro-Programmier-
sprache der Office-Produkte
missbrauchen, um einen
Rechner mit einem Virus zu in-
fizieren. Derartige Makro-Vi-
ren können sich in Office-Da-
teien und Office-Vorlagen ver-
bergen, die ein Nutzer aus ei-
ner unsicheren Quelle des In-
ternets bezogen hat. Wird eine
derartige Datei geöffnet, in-
stalliert sich der Virus auto-
matisch. In den neueren Word-
Produkten ist ein spezieller Vi-
renschutz installiert. Dieser
warnt den Anwender, wenn er

eine Datei öffnet, die ein Makro
enthält. Ein einmal einge-
schleppter Makro-Virus kann
nur mit einem professionellen
Antivirus-Programm entfernt
werden. Die Methoden der Vi-
ren-Produzenten werden im-
mer raffinierter, sodass die
Nutzer, wollen sie einigerma-
ßen beruhigt kommunizieren,
ihre Rechner stets mit aktuel-
len Anti-Virus-Toolkits schüt-
zen müssen. Diese Situation
wird sich künftig weiter ver-
schärfen. Datensicherheit
wird deshalb auch für den Pri-
vatnutzer eine Problemstel-
lung mit Priorität sein.

Virusattacken werden Privatnut-
zer künftig vermehrt vor Probleme
stellen.

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?

Verteidiger: „Zugegeben, der
Angeklagte kniete mitten
auf der Fahrbahn. Aber da-
mit ist doch noch nicht be-
wiesen, dass er betrunken
war!“
Zeuge: „Nicht unbedingt,
aber er versuchte auch
noch, den weißen Mittel-
streifen aufzurollen.“

❋

„Mein Mandant ist schon
über sechzig Jahre alt“, gibt
der Verteidiger zu bedenken.
„Sie müssen verstehen, dass
er da nicht mehr so ganz auf
der Höhe ...“. 

„Herr Verteidiger, ich bin ge-
nauso alt und sehr wohl
noch im Vollbesitz meiner
körperlichen und geistigen
Kräfte“, unterbricht der
Richter unwirsch.
„Ja, aber mein Mandant hat
auch sein Leben lang hart
gearbeitet.“

❋

Ein Professor angelt in den
Ferien an einem See. Plötz-
lich steht ein Polizist hinter
ihm und schnauzt ihn an:

„Mit welchem Recht angeln
Sie denn hier?“
Gelassen dreht sich der Pro-
fessor um: „Mit dem mir ge-
gebenen Recht der Überle-
genheit des genialen Intel-
lekts über die mir unterlege-
ne animalische Kreatur.“
„Entschuldigen Sie bitte,“
lenkt der Polizist ein, „man
kann ja nicht alle neuen Ge-
setze kennen.“

Richter: „Stimmt es, dass
die Angeklagte einen zweifel-
haften Lebenswandel
führt?“
Zeuge: „Ganz eindeutig,
Herr Richter. Ich habe sie
schon mehrmals in Lokalen
getroffen, die ich nie betre-
ten würde.“
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Aachen-Heinsberger Lauf-Team beim 23. Berliner Halbmarathon

Selbstüberwindung, Durchhaltewillen
und Härte waren gefragt

Die Aachener „Tivolistrolche“ haben sich zwischenzeitlich bei den landesweit ausgeschriebenen Lauf-
Events etabliert und ihren Bekanntheitsgrad dank ihrer extravaganten Outfits deutlich gesteigert. Ge-
meinsam mit einer Läufergruppe der JVA Heinsberg hatten sie für den 23. Berliner Halbmarathon gemel-
det. Dass es diesmal eine besondere Herausforderung werden sollte, hatte sich den Mitgliedern der Läu-
fergruppe bei der Anreise nach Berlin noch nicht erschlossen. Doch schon bald kamen wegen der immer
schlechter werdenden Witterungsbedingungen Ahnungen auf, welche Strapazen der Halbmarathon in
diesem Jahr bereithalten würde. 

Als die Spitzenläufer den Halbmarathon in Angriff nahmen, musste sich die Aachen-Heinsberger Laufgruppe
noch etwas gedulden, ehe sie die Startlinie passieren konnte.

Im Vorfeld des Laufes galten
die Kenianer als klare Favo-
riten. Sie können auf ein

scheinbar unerschöpfliches
Läuferreservoir zurückgreifen.
Jeder Kenianer, auch wenn
man noch nie etwas von ihm
gehört hat, muss zum Favori-
tenkreis gezählt werden, wenn
er sich im Ausland präsentie-
ren darf. Unsere Aachener und
Heinsberger Kolleginnen und
Kollegen gingen mit etwas be-
scheideneren Zielvorstellun-
gen, doch nicht weniger ambi-

tioniert an den Start. Jeder
hatte sich sein persönliches
Ziel gesetzt. Einige waren an
der Verbesserung ihrer per-
sönlichen Bestleistung inte-
ressiert, andere wollten ihre
Form überprüfen, während
wieder andere einfach die Be-
endigung des Laufes anstreb-
ten. 
Der Veranstalter konnte sich
über ein Rekordmeldeergebnis
freuen. Insgesamt 17.692 Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer
aus 63 Ländern hatten ihren

Start zugesagt. Von den am 6.
April 2003 herrschenden Wit-
terungsbedingungen ließ sich
jedoch so mancher abschre-
cken. 
So gingen bei Eiseskälte und
zeitweiligem Schneefall gut
12.000 Läufer, 1600 Skater,
169 Walker und 6 Rollstuhl-
fahrer auf die Strecke. Nach
Angaben des Veranstalters
stiegen lediglich 133 Teilneh-
mer vorzeitig aus und ließen
sich per Bus zum Start zurück
bringen. 

Besichtigung der JVA Tegel als 
Vorbereitung auf den Halbmarathon
Bevor es galt, alle Kräfte auf
die sportliche Herausforde-
rung zu konzentrieren, hatte
Frank Theissen für den 05.
April 2003 als meditative Vor-
bereitung auf den Halbmara-
thon die Besichtigung der
größten deutschen Vollzugs-
einrichtung in Tegel organi-
siert. Auf 130.000 qm drän-
gen sich fünf Teilanstalten,
eine Sozialtherapie und eine
psychiatrisch-neurologische
Abteilung für insgesamt
1.764 Gefangene, obwohl sie
nur über 1.534 Haftplätze

verfügt. Die 530 Frauen und
Männer in der Laufbahn des
allgemeinen Vollzugsdienstes,
die für die Gestaltung eines auf
Verhaltensänderung angeleg-
ten Vollzuges zur Verfügung
stehen, haben eine Ventilfunk-
tion. Einerseits haben sie for-
dernd auf Delinquenten einzu-
wirken, andererseits müssen
sie Verständnis aufbringen,
wenn sich bei den Inhaftierten
in der reizarmen Umgebung ei-
nes Gefängnisses Frust und
Aggression aufstauen. Für die
Aachen-Heinsberger Gruppe

war es schon beeindruckend,
allein den organisatorischen
Aufwand zu sehen, der nötig
ist, um das reibungslose Zu-
sammenleben und Funktio-
nieren einer großen Zwangs-
gemeinschaft auf begrenztem
Raum sicherzustellen. Die
Dimensionen der Tegeler An-
stalt sprengten die meisten
Vorstellungen der Aachen-
Heinsberger Läufergruppe. In
ihrem beruflichen Alltag sind
sie Vollzugseinrichtungen
mit weniger erdrückender
Bausubstanz gewohnt. 

Am frühen Sonntagmorgen
hatte sich das Wetter gegen-
über dem Vortag kaum verbes-
sert. Die notwendige Ausrüs-
tung war schnell gepackt. Vom
Hotel fuhr man gemeinsam mit
der S-Bahn zum Start am Ale-
xanderplatz. Hektische Be-
triebsamkeit erwartete die
Läufergruppe aus Aachen und
Heinsberg. Die Skater warte-
ten aufgeregt wie Rennpferde
auf den Start um 9.30 Uhr. An-
ke Johnen war für die Startge-
meinschaft Aachen-Heinsberg
dabei. Unter den 1.600 Ska-
tern sollte sie später einen gu-
ten Mittelfeldplatz erreichen. 
Das eiskalte, wechselhafte
Wetter stellte den Veranstalter
schon vor dem Start vor erheb-
liche Probleme. Bereits am
Samstag hatte der stark böige
Wind die Dusch- und Umklei-
dezelte des Deutschen Roten
Kreuzes praktisch in die Luft
gehen lassen. Nachdem sich
zwei Zelte aus der Veranke-
rung gelöst hatten, bestanden
erhebliche Zweifel an deren
Standsicherheit. Die Organi-
satoren ließen die bereits auf-
gestellten 42 Zelte wieder ab-
bauen. Unbürokratisch stellte
die Berliner Feuerwehr einen
großen Umkleideraum an der
Voltairestraße zur Verfügung.
Geduscht werden musste
nach dem Lauf allerdings zu

Man sieht dem 22jährigen Sieger
Paul Kirui die Strapazen nicht an.
Den Halbmarathon bewältigte er
in 1:01:05 Std. und verbesserte
seine Bestzeit um mehr als fünfzig
Sekunden.

Hause oder im Hotel. „Alles
halb so schlimm“, befand ein
Sprecher. „Wer will schon in ei-
nem Zelt heiß duschen und
dann wieder zurück in die Ei-
seskälte?“
Um 9.40 Uhr machten sich die
Power-Walker auf den Weg, um
9.50 Uhr starteten die Roll-
stuhlfahrer. Endlich, gegen
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Noch immer guten Mutes. Die Hobbyläufer sind trotz der widrigen Wit-
terungsbedingungen engagiert bei der Sache. Ankommen ist Ehrensa-
che.

Vereint zum gemeinsamen Erfolg. Die Freude über die Überwindung al-
ler Schwierigkeiten ist diesen beiden Damen anzusehen. 

10.00 Uhr, starteten die ersten
Läufer. Es nimmt schon etwas
Zeit in Anspruch, bis sich die
Masse von 12.000 Läufern in
Bewegung gesetzt hat. Als die
Aachen-Heinsberger Läufer-
gruppe, jeder die unvermeidli-
che Stoppuhr fest im Griff, den
Start passierte, waren die
„schwarzen Gazellen“ aus Ke-
nia und der Top-Favorit Janne
Holmen, amtierender Europa-
meister aus Finnland, längst
auf und davon. Die Stoppuh-
ren dienen lediglich der eige-
nen Orientierung und Struk-
turierung des Laufes. Für die
Feststellung der Laufzeit wer-
den sie nicht benötigt. Dafür
hat jeder Teilnehmer einen
Chip am Schuh befestigt, mit
dem die tatsächliche Laufzeit
beim Überqueren der Start-
bzw. Ziellinie sekundengenau
ermittelt wird. 
Zunächst führte die Strecke
über die Karl-Marx-Allee auf
den Prachtboulevard Unter
den Linden. Seit der Wieder-
vereinigung besteht hier rege
Bautätigkeit. Zwischenzeitlich
präsentiert sich diese ge-
schichtsträchtige Straße wie-
der in früherer Pracht. Um die
Schönheit der Architektur zu
bewundern, fand die Aachen-
Heinsberger Läufergruppe al-
lerdings nur wenig Zeit. Jeder
war vielmehr damit befasst,
sich sein Stück Straße zu er-
kämpfen und das individuell
richtige Tempo zu finden. Als
bei Kilometer 4 das Branden-
burger Tor passiert wurde, lug-
te kurz die Sonne hinter den
Wolken hervor, ohne dass dies
positive Auswirkungen auf die
Temperatur hatte. 
Faszinierend war die Anteil-
nahme der Berliner Bevölke-
rung an diesem 23. Berliner

Halbmarathon. Nach Angaben
des Veranstalters säumten
mehr als 100.000 Menschen
die Strecke und feuerten Profis
wie Amateure enthusiastisch
an. Durch den Tiergarten, vor-
bei an der Siegessäule, wurde
nach sieben Kilometern der
Ernst-Reuter-Platz erreicht.
Das erste Drittel der Strecke
war damit geschafft. Jetzt war
vor der ersten Getränkeauf-
nahme volle Konzentration ge-
fragt, um laufend ein wärmen-
des Getränk zu erhaschen.
Den Kollegen aus Aachen und
Heinsberg gelang dieses Un-
terfangen perfekt. Innerlich er-
wärmt nahm man das zweite
Drittel der Strecke unter die
Füße.
Vorbei am Charlottenburger
Schloss, für das die Läufer nur
einen Seitenblick erübrigen
konnten, ging es über Schloss-,

Windscheid- und Nestorstraße
zum Kurfürstendamm. Hier
warteten wahre Menschen-
massen auf die Läufer. Bei
Sambatanz und heißer Musik
stimmten sich die Zuschauer
auf das Sportereignis ein. Die
Leistung jedes Läufers wurde
durch das sachkundige Publi-
kum beklatscht und bejubelt.

Als diese beiden Veteranen des Langlaufs die Ziellinie queren, haben
sich die Kollegen aus Aachen und Heinsberg bereits ihrer verschwitzten
Sportkleidung entledigt und sind schon wieder zu Atem gekommen.

Dies vermittelte eine euphori-
sche Stimmung, neue Kraftre-
serven schienen den Läufern
zuzuwachsen. Was eben noch
schwer und träge wirkte, ging
mit der Unterstützung der Zu-
schauer leichter von der Hand.
Die widrigen Witterungsbedin-
gungen schienen ihnen nichts
mehr anhaben zu können. Wie
in Trance hatten viele Läufer
das Gefühl, ein Stück hem-
mender Körperlichkeit hinter
sich gelassen zu haben. Kurz

vor der Gedächtniskirche wur-
de der zweite Erfrischungs-
punkt passiert, bevor das Läu-
ferfeld die Stadtteile Schöne-
berg und Kreuzberg erreichte.
Die Strapazen der Strecke und
der äußeren Bedingungen wa-
ren den Läuferinnen und Läu-
fern anzumerken und anzuse-
hen, als sie drei Kilometer vor
dem Ziel in die Friedrichstraße
einbogen und erstmals den
368 Meter hohen Fernsehturm
erblickten, der von dem nahen
Ende der körperlichen An-
strengungen kündete.
Auch in diesem Jahr setzten
sich die kenianischen Teilneh-
merinnen und Teilnehmer
souverän durch. Als erster
passierte Paul Kirui in 1:01:05
Stunden die Ziellinie. Er ver-
besserte seine persönliche
Bestzeit um 57 Sekunden.
Fünfzig bzw. einundfünfzig Se-
kunden später erreichten Ki-
ruis Landsleute Robert Che-
boror und James Kwambai
das Ziel, von denen er sich bei
Kilometer 12 spielerisch leicht
abgesetzt hatte. Bester Nicht-
Kenianer wurde der finnische
Marathon-Europameister und
Mitfavorit Janne Holmen als
Neunter, bester deutscher
Teilnehmer war Holger Zob-

ries aus Cottbus, der einen für
ihn guten sechzehnten Platz
belegte.
Paul Kirui wirkte völlig ent-
spannt. Geduldig wartete er
neben der Strecke auf die Fra-
gen eines Fernsehmoderators,
machte einige Lockerungs-
übungen und winkte schüch-
tern ins Publikum. Keine
Schweißperle verirrte sich auf
seine Stirn. Eigentlich nichts
Besonderes, wäre nicht der
Zeitpunkt so bemerkenswert
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gewesen: diese Szene ereignete
sich nach dem Rennen, das Ki-
rui bei Temperaturen knapp
über dem Gefrierpunkt, bei
böigem Wind und leichtem
Schneeregen überlegen für
sich entschied. 
Bei den Damen gab es einen
kenianischen Doppelsieg:
Magdeline Chemjor gewann
in 1:11:12 Stunden vor der
Vorjahressiegerin Lenah Che-
ruiyot (1:12:00) und der er-
staunlich starken Greifswal-
derin Carmen Siewert
(1:13:55). Chemjor, die eigent-
lich vom Cross-Lauf kommt,
unternahm einen ihrer weni-
gen Ausflüge auf die Straße.
Für die Aachener und Heins-
berger Kollegen sahen die Ziele
etwas anders aus. Als die Spit-
zenläufer bereits unter der Du-
sche standen, mühten sie sich
noch um die Überwindung von
Müdigkeit und der Auswir-
kungen der Anstrengungen
des Laufes. Einen wesentli-
chen Anteil daran, dass ange-
sichts der riesigen Teilnehmer-
zahl nur wenige Läufer die Ziel-
linie nicht sahen, hatte dass
fantastische Berliner Publi-
kum, das jeden Läufer mit Ap-
plaus und Anfeuerungsrufen
über die Strecke zu tragen ver-
suchte. Für die Läufergruppe
aus Aachen und Heinsberg
hinterließ besonders die 300
Meter lange Zielgrade einen
bleibenden Eindruck. Die Zu-
schauer veranstalteten mit
Trommeln Ratschen und Trö-
ten einen geradezu ohrenbe-
täubenden Lärm, der bei den
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern emotionale Reaktionen
auslöste. Beim Überqueren
der Ziellinie konnte sich der ei-
ne oder andere eine Freuden-
träne nicht verkneifen.
Als stärkster Teilnehmer der
Aachen-Heinsberger Läufer-
gruppe erwies sich Stefan
Classen. Er erreichte das Ziel
in 1:29:46 Stunden, blieb als
einziger des Teams unter der
Grenze von eineinhalb Stun-
den und belegte den 632. Platz.
Alle anderen Teilnehmer zeig-
ten sich ebenfalls gut vorberei-
tet und benötigten alle eine
Laufzeit von unter zwei Stun-
den. 
Die Platzierungen konnten
sich sehen lassen, wenn man
bedenkt, dass mehr als 12.000
Läufer angetreten waren, um
ihre Kräfte im sportlichen
Wettstreit zu messen.

Als Erinnerung an den 23. Berliner Halbmarathon erhielten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer, die die Stre-
cke innerhalb der vorgegebenen Karenzzeit bewältigten, eine Erinnerungsplakette.

Nach dem Lauf konnten sich
die Organisatoren des Teams,
Frank Theißen und Günter Jö-
rissen, freuen: „Berlin war wie-

der eine Reise wert! Das
Schmerzen der Füße, Gelenke,
Muskeln vergeht zum Glück
mit der Zeit. Was bleibt, ist die
Erinnerung an einen Tag, an
dem wir es allen gezeigt haben,
den Faulenzern und Gemütli-
chen, die lieber vor dem Fern-

seher hockten, den Müßiggän-
gern, die lieber die Heizung
aufdrehten und jenen Drücke-
bergern, die sich lieber in der
Badewanne entspannten. Ge-
zeigt haben wir es unseren Fa-
milien und Freunden, die es
nicht für möglich gehalten ha-

ben, dass wir so etwas schaf-
fen. Gezeigt haben wir es aber
auch dem April, der zwar ma-
chen kann was er will, der uns
aber trotz Schnee, Regen und
Wind von unserem Ziel abbrin-
gen konnte. Das war eine tolle
Erfahrung“.

Heute schon
gelacht?
Heute schon
gelacht?
Aufstöhnend schlägt sich
der untreue Ehemann an
die Stirn: „Um Gottes Willen,
die Scheidung kostet mich
ja mehr als die Hochzeit.“
Der Anwalt lächelt und
muntert seinen Mandanten
auf: „Dafür haben Sie aber
auch viel länger Freude da-
ran.“

❋

„Also wirklich, Herr Rich-

ter“, beteuert der Ange-
klagte seine Unschuld,
„ich bin keine achtzig
Stundenkilometer gefah-
ren, höchstens fünfzig,
wahrscheinlich überhaupt

nur vierzig. Ich stand ja
schon fast, als der Streifen-
wagen mich stoppte.“
„Hören Sie schon auf“,
knurrt der Richter, „sonst
fahren Sie noch irgendwo
rückwärts hinein.“

❋

„Herr Anwalt, wie viel bin
ich Ihnen für diesen Frei-
spruch schuldig?“
„Ach, ich bin mit einem Drit-
tel dessen zufrieden, was Sie
mir zahlen wollten, als Sie
noch auf der Anklagebank
saßen“.
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Frühjahrssitzung des BSBD-Hauptvorstandes:

Eklatanter Personalmangel − mehr als 900 Kräfte fehlen!
Anlässlich der Sitzung des BSBD-Hauptvorstandes − dem höchsten Gremium der „Gewerkschaft Strafvollzug“ zwischen den Gewerkschaftsta-
gen − am 09. April 2003 in Castrop-Rauxel forderte BSBD-Landesvorsitzender Klaus Jäkel vor den mehr als 100 Delegierten die Landesregie-
rung dazu auf, endlich mit dem schrittweisen Abbau des Personaldefizits von mittlerweile mehr als 900 Kräften in den Laufbahnen des allge-
meinen Vollzugsdienstes und des Werkdienstes zu beginnen. Gleichermaßen verlangte der Gewerkschafter von den politisch Verantwortlichen,
in den Haushaltsgesetzentwurf 2004/5 die letzte Stufe der durch den BSBD initiierten „Verordnung über Stellenobergrenzen für den mittleren
Dienst bei Justizvollzugsanstalten des Landes NRW“ aufzunehmen und punktuelle Verbesserungen in den Spitzenämtern der Laufbahnen des
mittleren Dienstes vorzusehen. 

Der BSBD-Hauptvorstand sprach sich einvernehmlich für eine systemkonforme Reduzierung der aufgelaufe-
nen Überstunden aus. Der Teilprivatisierung vollzuglicher Aufgaben erteilten die Delegierten eine eindeutige
Absage.

BSBD-Chef Jäkel machte zu
Beginn seines Berichtes zur
Situation der Gewerkschafts-
arbeit deutlich, dass sich die
Rahmenbedingungen, die für
die Vertretung der Interessen
der Strafvollzugsbediensteten
gegenwärtig bestimmend sei-
en, in geradezu dramatischer
Weise verschlechtert hätten.
So habe sich die Landesregie-
rung durch den Beschluss,
keine weiteren Personalstellen
einzurichten, eine Selbstbe-
schränkung auferlegt, die sie
jeglicher Flexibilität im Perso-
nalsektor beraube. 
Die „Bull-Kommission“ emp-
fehle, das Berufsbeamtentum
grundsätzlich zu reformieren,
weil die Verwaltung den „aktu-
ellen Herausforderungen
nicht gerecht“ werde, ihre Leis-
tungen für die Gesellschaft
„nicht in der nötigen und mög-
lichen Qualität“ erbringe und
„zu stark regel- und zu wenig
ergebnisorientiert“ arbeite.
„Dies ist eine Abfolge von Ohr-
feigen, die nicht die Bedienste-
ten, sondern die Politiker ver-
dienen, die mit ihrer Rege-

lungswut und ihrem Streben
nach Perfektionismus der öf-
fentlichen Verwaltung die Luft
zum Atmen genommen ha-
ben,“ kritisierte Jäkel eine Po-
litik, die im öffentlichen Dienst
permanent den Sündenbock
für die gegenwärtige Finanzmi-
sere sieht.
Folglich werde in diesem Be-
reich nach Lösungsmöglich-

keiten „gefahndet“. „Die Ein-
führung von Öffnungsklau-
seln“ und der Austritt etlicher
Bundesländer aus der Tarifge-
meinschaft deutscher Länder“
(TdL) werden von vielen Lan-
desregierungen als probate
Mittel angesehen, den Be-
schäftigten des öffentlichen
Dienstes wieder und wieder „in
die Tasche zu greifen.“

„Eine Politik, die sich der drän-
genden Probleme bei den
wahrzunehmenden Pflichtauf-
gaben nicht in der gebotenen
Weise annimmt, wird den Be-
dürfnissen des Strafvollzuges
und denen seiner Beschäftig-
ten nicht gerecht“, tadelte der
BSBD-Vormann den Umgang
mit den unübersehbaren Per-
sonalproblemen.

Durch das Fehlen von rund
900 Personalstellen − vor al-
lem in den Laufbahnen des all-
gemeinen Vollzugs- und des
Werkdienstes − drohen nach
Auffassung des BSBD sowohl
die Wiedereingliederung der
Gefangenen als auch die Ge-
währleistung der Inneren Si-
cherheit Schaden zu nehmen,
erklärte Jäkel vor den Gewerk-
schaftern. So habe eine vom
Justizministerium bereits vor
Jahren eingesetzte Stellenver-
teilungskommission die Perso-
nallücke mit 523 Stellen bezif-
fert, während der BSBD von ei-
nem Personaldefizit von 900

Stellen ausgeht. „Ein Streit da-
rüber, welche Zahlen nun zu-
treffend sind, erscheint im Au-
genblick müßig. Viel wichtiger
ist die Erkenntnis, dass der
Rechtsfrieden und die Innere
Sicherheit in unserem Lande
auf dem Spiel stehen. Die
nordrhein-westfälische Lan-
desregierung kann und darf
sich daher der Pflichtaufgabe
„Strafvollzug“ nicht entziehen
und muss für eine sachgerech-
te Personalausstattung umge-
hend Sorge tragen. Dabei auf
selbstheilende Kräfte zu hof-
fen, nur weil in der Belegungs-
entwicklung derzeit eine Stabi-

lisierung einzutreten scheint,
kann sich sehr schnell als töd-
licher Irrtum erweisen, der
dann wiederum auf dem Rü-
cken der Strafvollzugsbe-
diensteten ausgetragen wer-
den wird“, forderte der Chef der
„Gewerkschaft Strafvollzug“
die Politiker zu sofortigem poli-
tischen Handeln auf. 
So habe das Fehlen einer be-
darfsgerechten Personalaus-
stattung das Anwachsen des
Überstundenberges auf
500.000 Stunden bewirkt.
Ein Ausgleich der anfallenden
Mehrarbeit durch Freizeit sei
infolge der angespannten Per-
sonalsituation nur vereinzelt
möglich. Für eine Auszahlung
stünden wiederum keine aus-
reichenden Haushaltsmittel
zur Verfügung. 
Die Änderung der Vorschriften
zur Gewährung von Mehrar-
beitsvergütung hätten die fi-
nanzielle Abgeltung von Mehr-
arbeit zudem dramatisch er-
schwert. Für den BSBD, hob
Jäkel hervor, sei der Über-
stundenberg aus sozialen und
arbeitsmarktpolitischen
Gründen ein Ärgernis. „Wir
fordern die nordrhein-westfä-
lische Landesregierung auf,
den Überstundenberg als
falsch verstandenes „Perso-
nalschöpfungsinstrument“ ri-
goros durch Neueinstellungen
abzubauen. 
Dabei verzichten wir gern auf
die durch erhebliche Gehalts-
einbußen finanzierten, durch
den Dienstherrn anschließend
so „großherzig“ ausgeschütte-

500.000 Überstunden sind Bürde und Mahnung 
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ten bzw. zum Landeshaushalt
„vereinnahmten“ Leistungs-
prämien. Lieber soll das uns
zuvor „vorenthaltene Geld“ in
die Linderung der personellen
Probleme einfließen, was am
Ende allen zugute kommen“,
erklärte der BSBD-Gewerk-
schafter unter dem Beifall der
Delegierten.

Privatisierung
vollzuglicher
Aufgaben be-
hindert flexi-
blen Personal-
einsatz

BSBD-Landesvor-
sitzender Jäkel:

„Die Politik weist
dem öffentlichen

Dienst derzeit die
„Sparschwein-Rol-
le“ zu. Diesen Zu-
mutungen werden

wir uns nachdrück-
lich widersetzen

müssen.“

BSBD-Landesvorsitzender Klaus Jäkel (li.) gratuliert Alfred Ludemann
zur Wahl zum stellvertretenden Landesvorsitzenden: “ Lieber Alfred, ich
wünsche Dir im Interesse unserer gemeinsamen Sache Durchsetzungs-
fähigkeit, Schaffenskraft und Erfolg sowie eine glückliche Hand für Dein
künftiges Wirken an exponierter Stelle der Gewerkschaftsarbeit“.

Nachdem sich der NRW-Jus-
tizminister Wolfgang Ger-
hards wiederholt öffentlich da-
für ausgesprochen hat, für den
Überstundenabbau im allge-
meinen Vollzugsdienst auf den
Einsatz privater Sicherheits-
kräfte zurückzugreifen, wurde
diese Problematik durch den
Hauptvorstand eingehend und
überaus engagiert diskutiert.
Einvernehmen der Delegierten
bestand darin, dass für den
BSBD nur systemkonforme
Problemlösungen in Betracht
kommen können. Zu denken
sei dabei an Vorgriffseinstel-
lungen, aber auch an den Ver-
zicht auf die Möglichkeit der
Stellenkapitalisierung. 
Jährlich sind zwischen 250
und 300 Stellen zu besetzen,
die altersbedingt frei werden.
Zum Abbau der Überstunden
könnten die für 2004 erforder-
lichen Einstellungen bereits in
diesem Jahr erfolgen, was zu
einem Abbau der Überstunden
in einer Größenordnung von
bis zu 420.000 Stunden füh-
ren würde. Mit einer solchen
Lösung würde Zeit gewonnen,
um dringend notwendige
Strukturreformen zu realisie-
ren. 
So befindet sich die Reform
des Sanktionenrechts bereits
in der Vorbereitung. Ziel sollte
es nach Vorstellung des BSBD
sein, den Strafvollzug von sol-
chen Gefangenen zu entlasten,
die nur kurzfristige Strafen zu
verbüßen haben. In diesem
Bereich gilt es, mit alternati-
ven Sanktionsformen auf kri-
minelles Verhalten zu reagie-
ren.
Der Vorteil einer solchen Pro-
blemlösung läge zudem darin,
dass vollzugseigenes Personal
sämtliche im Vollzugs auftre-

tenden Aufgaben erledigen
könnte, während „Vollzugs-
oder Verwaltungshelfer priva-
ter Sicherheitsdienste“ nicht
hoheitlich sondern nur unter
Aufsicht durch Vollzugsbe-
dienstete eingesetzt und han-
deln dürfen. Der Einsatz priva-
ter Sicherheitskräfte würde
folglich zu einer erheblichen
Einschränkung der Flexibili-
tät des Personaleinsatzes füh-
ren. Denn anders als Voll-
zugskräfte löst der Einsatz
von privaten Sicherheits-
kräften zusätzliche Perso-
nalbindungen aus. Darüber
hinaus spricht auch der Kos-
tenfaktor für eine systemkon-
forme Lösung, weil vollzugsei-
genes Personal nach BSBD-

Berechnungen
deutlich geringer
Kosten verur-
sacht, als durch
einen privaten
Dienstleister pro
Anwesenheits-
stunde berechnet
wird.

Nachdem Klaus Laschet (Aa-
chen) Anfang des Jahres aus
persönlichen und gesundheit-
lichen Gründen vom Amt des
stellvertretenden Landesvor-
sitzenden zurückgetreten war,
wählte der BSBD-Hauptvor-
stand Alfred Ludemann
(Köln) einstimmig zu dessen
Nachfolger. Mit Alfred Lude-
mann zieht ein erfahrener Ge-
werkschafter in die Landeslei-
tung ein, der sich in den vielen
Jahren als Sprecher des Be-
zirks Köln einen Namen ge-
macht hat. „Bei Deinem Wir-
ken und Eintreten für die Inte-
ressen der Strafvollzugsbe-
diensteten hast Du Dich stets
auf Deine fachliche Kompetenz
verlassen können und Dir eine
pragmatisch-realistische
Sicht für das faktisch Machba-
re bewahrt. Mit diesen Stärken
und Fähigkeiten, dessen bin
ich mir sicher, wirst Du die Ar-
beit der Landesleitung berei-
chern“, wünschte Jäkel dem
neu gewählten Mandatsträger
alles Gute.

Alfred Ludemann zum 
stellvertretenden Landesvorsitzenden gewählt

Anpassung von Besoldung 
und Versorgung 2003/2004
Als außerordentlich enttäu-
schend und zugleich verbesse-
rungsbedürftig bezeichnete
BSBD-Landesvorsitzender
Klaus Jäkel den Entwurf eines
Besoldungsanpassungsgeset-
zes. „Durch die Verschiebung
der Besoldungsanpassung
von 2,4 v.H. für die Besol-
dungsgruppen A2 bis A 11 auf
den 1. April 2003, für die übri-

gen Besoldungsgruppen auf
den 01. Juli 2003, wird den Be-
amten und Versorgungsemp-
fängern erneut ein durch
nichts zu rechtfertigendes
Sonderopfer abverlangt. Wie-
der sollen Beamte − mehr als
andere Beschäftigtengruppen
− zur Haushaltskonsolidie-
rung in Bund, Ländern und
Gemeinden beitragen. Über

diese ’schreiende Ungerechtig-
keit’ vermag auch die vorgese-
hene Einmalzahlung von bis
zu 185 Euro (für Anwärter 65
Euro) nicht hinwegzutäu-
schen“, stellte der Gewerk-
schafter fest. Daneben sieht
der Gesetzentwurf die Erhö-
hung der Besoldungs- und
Versorgungsbezüge um 1,0
v.H. zum 01. April 2004 vor. Ei-
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Nachruf
am 20. März 2003 starb das
BSBD-Gründungsmitglied

Peter Finger
im Alter von 84 Jahren.

Im Juni 1946 traf sich Peter Finger mit anderen Kolle-
gen in der Dienstwohnung Nr. 12 der JVA Siegburg
zur Gründung einer Interessenvertretung für Strafan-
staltsbedienstete. August Friedrichs, der spätere
Bundesvorsitzende, und Peter Finger waren von An-
fang an dabei und erreichten durch ihren unermüdli-
chen Einsatz, dass am 7.12.1949 in Köln der Bund der
Strafanstaltsbediensteten Deutschlands gegründet
werden konnte. Dem Verstorbenen war die Entwick-
lung des Vollzuges und die Verbesserung der Arbeits-
bedingungen der Strafvollzugsbediensteten ein er-


